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hat neue Geschäftsstelle 

ich freue mich auf meine „zweite 
Halbzeit“ als Oberbürgermeister der 
Stadt Mainz und bin dankbar für die 
Unterstützung, die ich im Zuge des 
Wahlkampfs erfahren durfte. Jetzt 
gilt es, Kurs zu halten, weiter an-
zupacken und wichtige kommunale 
Themen zukunftsweisend zu gestal-
ten.

Für attraktiven ÖPNV
Eines dieser Themen, das für jede 
Kommune von größter Bedeutung 
ist, stellt der Wandel hin zu einer 
moderneren Mobilität dar: weg von 
der einseitigen Konzentration auf 
den Verbrennungsmotor, hin zu al-
ternativen Antrieben. Im Fokus steht 
jedoch nicht nur der PKW-Verkehr, 
besonders der ÖPNV muss deutlich 
attraktiver werden, damit er eine 
echte Alternative zum Auto wird. Ge-
fragt ist zudem eine hohe Qualität: 
Die Fahrt mit Bus oder Bahn sollte 
für alle Fahrgäste so angenehm wie 
möglich sein. Auch deutlich attrakti-
vere Ticketpreise sind dafür notwen-
dig – Land und Bund sollten sich hier 
bei der Förderung des ÖPNV stärker 
beteiligen. In Form eines 365-Euro-
Jahrestickets für alle könnte Mobili-
tät bezahlbar und umweltverträglich 
gestaltet werden. 

Ein weiterer Baustein ist zudem die 
Stärkung des Radverkehrs, die noch 
erheblich vorangetrieben werden 
muss. Bereits vonseiten der kom-
munalen Verkehrsplanung müssen 
Bedürfnisse von Radfahrerinnen und 
Radfahrern stärker berücksichtigt 
werden. Besonders Maßnahmen zur 
Förderung der Verkehrssicherheit 
sind hier gefragt – schließlich kann 
nur so der Anteil derer, die umwelt-
freundlich radeln, gestärkt werden.

Kommunaler Klimaschutz
Eine moderne umweltfreundliche 
Mobilität geht zudem Hand in Hand 
mit einer nachhaltigen Stadtent-
wicklung. Das Stichwort lautet hier 
kommunaler Klimaschutz: Besonders 

gute Ideen wurden im vergangenen 
Monat beim Wettbewerb „Klimaak-
tive Kommune 2019“ bereits durch 
das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit 
im Rahmen der 12. Kommunalen 
Klimakonferenz ausgezeichnet. Be-
trachtet man die ausgezeichneten 
Kommunen und ihre Maßnahmen 
wird deutlich: Groß anmutende Ziele 
können mit guten Ansätzen bereits 
im Kleinen in engagierten Kommu-
nen umgesetzt werden, die so ihren 
Beitrag zur Gemeinschaftsaufgabe 
leisten. Schließlich kann jede Stadt 
oder Gemeinde ihren Ausstoß von 
Treibhausgasen unter die Lupe neh-
men und reduzieren. Dazu kann 
etwa das Energiesparen in kommu-
nalen Einrichtungen, aber auch eine 
nachhaltige und klimafreundliche 
kommunale Beschaffung zählen – 
die Umsetzung ist es, die zählt. 

In Bezug auf weitere aktuelle The-
men bietet die vor euch liegende 

DEMO-Ausgabe interessante Beiträ-
ge: Sowohl zur Förderung der Feu-
erwehren als auch einen Artikel, der 
sich mit der aktuellen Steuerschät-
zung befasst, die ein positives Bild 
zeigt. Trotzdem drückt der Schuh in 
den Haushalten unserer Kommunen 
weiterhin bei der Last der Altschul-
den. Betont werden muss dabei un-
sere Forderung an den Bund, sich 
finanziell zu beteiligen, damit be-
troffene Kommunen bei der Lösung 
ihrer bis zur Handlungsunfähigkeit 
lähmenden Schuldenprobleme un-
terstützt werden können. 

Mit freundlichen Grüßen

Euer

Michael Ebling
SGK-Landesvorsitzender

Liebe Genossinnen, liebe Genossen,

Michael Ebling� Foto: SGK
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Jubelszenen im Mainzer Rathaus: Nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses zur OB-Wahl stand der alte und neue Oberbürgermeister Michael 
Ebling im Mittelpunkt der Feierlichkeiten seiner Anhänger.� Foto: SWR

Michael Ebling bleibt Oberbürgermeister  
in Mainz
Der Sozialdemokrat geht in zweite Amtszeit. Klarer Sieg in der Stichwahl.  
Landesvorsitzender Roger Lewentz: starker Vertrauensbeweis und Schwung für anstehende Aufgaben

Autor Wolfgang Kröhler

Michael Ebling bleibt Oberbürger-
meister von Mainz und geht im Ap-
ril 2020 in seine zweite Amtszeit. In 
der Stichwahl setzte sich der Sozial-
demokrat gegen einen parteilosen 
Kandidaten, der von CDU, ÖDP und 
Freien Wählern unterstützt wurde, 
mit 55,2 zu 44,8 Prozent deutlich 
durch. Damit wird eine sozialdemo-
kratische Tradition in der Landes-
hauptstadt fortgesetzt, denn hier 
stellt die SPD seit nunmehr 70 Jahren 
den Oberbürgermeister. 

Nach der Bekanntgabe des Wahler-
gebnisses herrschte im Mainzer Rat-
haus großer Jubel, die Anhänger und 
Freunde des 52-Jährigen feierten den 
Wahlsieger mit lautstarken „Michael, 
Michael“-Gesängen. Dem alten und 
neuen Oberbürgermeister, der auch 
Vorsitzender der SGK Rheinland-Pfalz 
ist, war die Freude und Erleichterung 
über seinen Erfolg anzusehen, als er 
feststellte: „Ich freue mich, dass ich 
in eine zweite Amtszeit gehen darf. 
Freude und Glück erfüllen mich, als 
auch Erleichterung nach einem Wahl-
kampf, der zuletzt mit harten Ban-
dagen gegen meine Person geführt 
wurde. Das betrübt auch insgesamt, 
was für unschöne Themen aufge-
worfen wurden. Ich freue mich umso 
mehr, dass die Mainzer sich entschie-
den haben, von wem sie repräsen-
tiert werden wollen. Für das Gemein-
same und die Lebensfreude stehe ich 
ein, verkörpere es und es ist mir Ver-
pflichtung.“ Trotz wenig Schlaf nahm 
sich OB Ebling am nächsten Morgen 
gleich wieder in die Pflicht und star-
tete pünktlich um 11.11 Uhr am 11.11. 
mit den Mainzer Narren gemeinsam 
in die neue Fastnachtssaison. Dieses 
angenehme Spektakel in der Narren-
hochburg Mainz darf er jetzt weitere 
acht Jahre mitgestalten. 

Intensive Wochen
Der monatelange Wahlkampf hat 
für Michael Ebling aber auch eine 

wichtige Erkenntnis gebracht: „Die 
Menschen in Mainz haben es ver-
dient, dass man sich für sie abra-
ckert. Die letzten Tage und Wochen 
waren intensiv, aber der ständige Di-
alog lohnt sich. Für Themen wie ein 
365-Euro-Jahresticket im ÖPNV im 
Rhein-Main-Gebiet, viel bezahlbaren 
Wohnraum, eine Landesgartenschau 
als Band von Grün und Kultur, kon-
kreten lokalen Klimaschutz und ein 
weltoffenes wie tolerantes Mainz 
kämpfe ich.“

Die Oberbürgermeisterwahl in Mainz 
hatte aber auch für die Landes-SPD 
eine große Bedeutung. Das verdeut-
lichte Roger Lewentz, Landesvorsit-

zender der SPD-Rheinland-Pfalz, in 
seiner Glückwunschbotschaft: „Im 
Namen des SPD-Landesverbandes 
Rheinland-Pfalz gratuliere ich Mi-
chael Ebling zum Sieg bei der Ober-
bürgermeisterwahl sehr herzlich! Ein 
tolles Signal für uns als SPD Rhein-
land-Pfalz: Sozialdemokratische Po-
litik überzeugt und begeistert. Das 
gibt uns Schwung für anstehende 
Aufgaben.“

„Ein Glücksfall”
Das Wahlergebnis sei ein toller Be-
weis dafür, dass sich gute und ver-
lässliche Arbeit auszahlt, so Lew-
entz weiter: „Dass Michael Ebling 
Oberbürgermeister bleibt, ist gut 

für Mainz und ein Glücksfall für die 
Menschen. Er hat seine Heimatstadt 
mit leidenschaftlicher Energie ent-
scheidend vorangebracht und steht 
wie kein Zweiter für ein solidari-
sches, gerechtes und erfolgreiches 
Mainz. Das Wahlergebnis ist ein 
starker Vertrauensbeweis der Main-
zerinnen und Mainzer.“

Der Wahlsieg in der Landeshaupt-
stadt bestätigt die SPD als domi-
nierende Kraft in den großen rhein-
land-pfälzischen Städten. Auch in 
Ludwigshafen, in Kaiserslautern, in 
Koblenz und in Trier stellen die So-
zialdemokraten die Oberbürgermeis-
terin oder den Oberbürgermeister.
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Land fördert wichtige Investitionen der  
Feuerwehren
In den letzten Jahren sind rund 125 Millionen Euro geflossen. Hochwasser- und Starkregenereignisse  
machen neue Strategien erforderlich 

Autor Roger Lewentz, Innenminister Rheinland-Pfalz

Die rund 51.000 ehrenamtlichen 
Einsatzkräfte in den rheinland-pfäl-
zischen Feuerwehren bilden das 
Rückgrat der nichtpolizeilichen Ge-
fahrenabwehr in unserem Land. Ihr 
Wirken ist für die Gesellschaft von 
unschätzbarem Wert. Die rheinland-
pfälzische Landesregierung erhält 
dieses erfolgreiche und kostbare Sys-
tem der freiwilligen Hilfeleistung und 
stellt es zukunftsfähig auf durch die 
jährliche finanzielle Förderung des 
Feuerwehrwesens. 

Kooperationen werden
besonders gefördert
Die Durchführung der finanziellen 
Förderung des Feuerwehrwesens 
wird auf der Grundlage von § 43 
Abs. 3 i.V.m. § 35 Abs. 3 Nr. 1 des 
Landesgesetzes über den Brand-
schutz, die allgemeine Hilfe und den 
Katastrophenschutz (LBKG) sowie 
§ 19 Abs. 2 des Landesfinanzaus-
gleichsgesetz (LFAG) in der Verwal-
tungsvorschrift „Zuwendungen für 
den Brandschutz, die Allgemeine 
Hilfe und den Katastrophenschutz 
(Förderrichtlinie)“ geregelt. Im Feu-
erwehrwesen erfolgt die finanzielle 
Förderung grundsätzlich als projekt-
bezogene Einzelförderung, wobei 
bei Anträgen für Feuerwehrfahrzeu-
ge die Festbetragsfinanzierung und 
bei Anträgen für Feuerwehrhäuser 
und Feuerwachen die Anteilsfinan-
zierung Anwendung finden. 

Bei der finanziellen Förderung des 
Feuerwehrwesens werden gemein-
same Kooperationen der Kommu-
nen durch interkommunale Zusam-
menarbeit in der heutigen Zeit der 
knappen Haushaltsmittel begrüßt 
und besonders gefördert.

In den Jahren 2011 bis 2019 hat das 
Land die Gemeindefeuerwehren 
für den Bau von Feuerwehrhäusern 
und Feuerwachen mit 34,7 Millio-
nen Euro, für die Beschaffung von 

großen Feuerwehreinsatzfahrzeu-
gen mit 65,1 Millionen Euro und für 
die Beschaffung von kleinen Feu-
erwehreinsatzfahrzeugen, Geräten 
und Ausstattung mit 20,9 Millionen 
Euro (sogenannte Pauschalförderung 
durch die Landkreise) gefördert. Im 
Zuge der Umstellung von der ana-
logen auf die digitale Alarmierung 
förderte das Land die Kommunen 
bei dem Aufbau des Netzes und der 
Beschaffung von Funkmeldeemp-
fängern mit 4,95 Millionen Euro, 
die 2014 bis 2019 bewilligt wurden. 
Für die Förderrunde 2019 betrug 
das Budget für Feuerwehrfahrzeuge 
sowie Feuerwehrhäuser und Feuer-

wachen rund 14,1 Millionen Euro. 

Insgesamt erhielten die kommuna-
len Aufgabenträger des Brand- und 
Katastrophenschutzes in den Jah-
ren 2011 bis 2019 Fördermittel des 
Landes in Höhe von 125,6 Millionen 
Euro. Dieser Betrag setzt sich aus 
Mitteln der Feuerschutzsteuer, aus 
Allgemeinen Haushaltsmitteln und 
aus Mitteln des Kommunalen Fi-
nanzausgleiches (Investitionsstock) 
zusammen. Da die Förderquote in 
der Regel 33,3 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Kosten beträgt, kann 
damit gerechnet werden, dass die 
Gemeinden, Städte und Landkreise 

durch diese Förderung des Landes 
Investitionen in Höhe von 375 bis 
380 Millionen Euro getätigt haben. 

Neue Herausforderungen
durch Waldbrandgefahr 
Auch Rheinland-Pfalz war in den 
letzten Jahren von Starkregener-
eignissen und Wald- und Vegetati-
onsbränden betroffen. Hier gilt es, 
wegen den klimatischen Entwicklun-
gen übergreifende Strategien und 
Handlungsansätze zu identifizieren, 
die neuen Herausforderungen zu 
bewerten und Vorschläge für die 
Weiterentwicklung der Strategien zu 
formulieren. In Rheinland-Pfalz wur-
den auch auf meine Bitte hin – auf-
bauend auf einem Workshop an der 
LFKS im Oktober 2018 – Arbeitsgrup-
pen gebildet. Die Arbeitsgruppen, in 
denen Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände, fachlich zuständi-
ge Vertreter der ADD und der LFKS 
sowie erfahrene Feuerwehrkräfte 
aus dem Ehrenamt, von Berufsfeu-
erwehren oder Verbänden und aus 
dem Bereich der Forstwirtschaft 
mitarbeiteten, haben konkrete Ar-
beitsergebnisse erzielt. Es wurden 
taktische Konzepte fortentwickelt 
und die Beschaffung neuer und auch 
zusätzlicher technischer Ausrüstung 
vorgeschlagen. Auch die Ausbildung 

Die Ausrüstung mit modernen Feuerwehrfahrzeugen wird vom Land jährlich mit Millionenzu-
schüssen gefördert.� Foto: pixavay/danielsfotowelt

Innenminister Roger Lewentz
Foto: Torsten Silz/MdL RLP
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der Feuerwehren wird überprüft 
und forciert. Die Arbeitsergebnisse 
der Arbeitsgruppen werden nun in 
Abstimmung mit den kommunalen 
Spitzenverbänden von Rheinland-
Pfalz abschließend bewertet und auf 
Umsetzbarkeit – insbesondere auch 
in finanzieller Hinsicht – geprüft. 

Anschließend werden die Arbeits-
ergebnisse zur Wald- und Vegetati-
onsbrandbekämpfung in den „Rah-
men-Alarm- und Einsatzplan WALD-
BRAND“ einfließen. Die Ergebnisse 
der „AG Starkregenereignisse“ fin-
den Eingang in den „Rahmen-Alarm- 
und Einsatzplan HOCHWASSER“. 
Danach sind die Aufgabenträger 
auf Gemeinde- und Landkreisebene 
gehalten, ihre eigenen Alarm- und 
Einsatzplanungen auf der Grundlage 
der vorgenannten Rahmen-Alarm- 
und Einsatzpläne des Landes zu ak-
tualisieren und fortzuschreiben.

Abschließend sei darauf hingewie-
sen, dass mit einem Beschluss der 
Innenministerkonferenz eine „AG 
Nationaler Waldbrandschutz“ einge-
richtet wurde, in der alle Bundeslän-
der und der Bund vertreten sind, um 
die Herausforderungen der Wald- 
und Vegetationsbrandbekämpfung 
gemeinsam zu analysieren und an-
zugehen. Hierbei ist natürlich auch 
die gegenseitige Unterstützung im 
Ereignisfall ein wichtiges Thema.

Steuereinnahmen und Gewerbe- 
steuer steigen im nächsten Jahr 
Trotz einer weniger dynamischen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung nach wie 
vor günstige Bedingungen. Erhöhung der Gewerbesteuerumlage fällt weg

Autor Nico Steinbach

Die Gemeinden in Rheinland-Pfalz 
können im nächsten Jahr mit hö-
heren Steuereinnahmen rechnen. 
Nach der aktuellen Prognose des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 
beim Bundesfinanzministerium vom 
28. bis 30. Oktober 2019 werden die 
Steuereinnahmen von 4,786 Milliar-
den Euro im Jahr 2019 um 248 Milli-
onen Euro auf rund 5,034 Milliarden 
Euro im Jahr 2020 steigen. 

Binnenkonjunktur stabil
In dem Ergebnis spiegeln sich meh-
rere Entwicklungen wider. Zwar 
zeigt sich die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung insgesamt weniger dy-
namisch, bedingt durch eine Ver-
langsamung des weltwirtschaftlichen 
Wachstums, das sich letztlich auch 
in Rheinland-Pfalz auswirkt. Aber die 
binnenwirtschaftliche Entwicklung in 
Deutschland ist nach wie vor günstig. 
Die privaten Haushalte profitieren von 
einer sehr guten Arbeitsmarktlage 
und steigenden Einkommen. Auch 

die Finanzpolitik hat in den letzten 
Jahren starke Impulse für eine nach-
haltige und anhaltende Steigerung 
der verfügbaren Einkommen gesetzt. 
In Verbindung mit dem nach wie vor 
robusten Arbeitsmarkt stellt die Bin-
nenkonjunktur die tragende Säule des 
Wachstums dar.

Gegenüber 2018 gehen die landes-
weiten Steuereinnahmen der Kom-
munen allerdings um rund 53 Mil-
lionen Euro zurück. Der Rückgang 
ist leicht erklärt. So heißt es im Vor-
bericht zum Haushaltsplan 2018 der 
Stadt Ingelheim am Rhein auf Seite 
30: „Bei der Gewerbesteuer werden 
bei einem Hebesatz von 310 v. H. Er-
träge in Höhe von 370 Millionen Euro 
erwartet aufgrund einer erheblichen 
Nachzahlung für das Veranlagungs-
jahr 2017. In den Finanzplanungsjah-
ren wird mit Gewerbesteuererträgen 
in Höhe von 200 Millionen Euro p.a. 
gerechnet.“ Für das Jahr 2017 hatte 
die Stadt „nur“ 185 Millionen Euro 

veranschlagt. Wenngleich die „erheb-
liche Nachzahlung“ von der Stadt In-
gelheim am Rhein aufgrund des Steu-
ergeheimnisses nicht genau beziffert 
werden kann, dürfte die Größenord-
nung dieses Einmaleffekts wohl bei 
170 Millionen Euro gelegen haben.

Einen zwar geringeren, aber dennoch 
wesentlichen und weiteren Einmal-
effekt gab es auch in der Gemeinde 
Budenheim. In einem Artikel der All-
gemeinen Zeitung vom 25. Juni 2018 
wurde berichtet: „Geldsegen mit Fol-
gen für die Gemeinde: 28 Millionen 
Euro, die ein ortsansässiges Unterneh-
men an Gewerbesteuer in die Gemein-
dekasse zahlt, fließen in den Haushalt 
für 2018. Die Mittel wurden jetzt … in 
den Nachtragshaushalt für dieses Jahr 
eingestellt, der ein Volumen von rund 
43,6 Millionen aufweist, 26 Millionen 
Euro mehr als bisher veranschlagt“.

Insofern dürften in den Steuerein-
nahmen der rheinland-pfälzischen 

Unseren Mitgliedern und ihren Familien, 
Freunden und Gönnern wünschen wir 
ein frohes und friedvolles Weihnachtsfest 
sowie ein erfolgreiches Jahr 2020, 
in dem wir uns alle hoffentlich gesund 
und in guter Stimmung wiedersehen.
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Michael Ebling, SGK-Landesvorsitzender
Nico Steinbach, SGK-Landesgeschäftsführer
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Gemeinden des Jahres 2018 rund 
200 Millionen Euro aufgrund von 
Einmaleffekten enthalten gewesen 
sein. Wenn die Steuereinnahmen 
des Jahres 2019 landesweit nicht 
um diese 200 Millionen Euro, son-
dern „nur“ um 53 Millionen Euro 
zurückgehen, ist das ein gutes Zei-
chen und bedeutet für die meisten 
Gemeinden in Rheinland-Pfalz eine 
Zunahme der Steuereinnahmen in 
diesem Jahr.

Blick auf Umlagen werfen
Im nächsten Jahr wird die gute und 
kräftige Entwicklung der Steuerein-
nahmen von dem Wegfall der Er-
höhung der Gewerbesteuerumlage 
getragen. Seit dem Jahr 1995 waren 
die Gemeinden in den alten Ländern 
an den Länderlasten aus der Neu-
gestaltung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs zur Umsetzung 
des Föderalen Konsolidierungspro-
gramms (FKPG) vom 23. Juni 1993 
mit einer erhöhten Gewerbesteuer
umlage beteiligt. Da das Föderale 
Konsolidierungsprogramm bis Ende 
des Jahres 2019 befristet war, wird 
die Erhöhung der Gewerbesteuer-
umlage ab nächstem Jahr entfallen. 
Dies bedeutet für jede einzelne Ge-
meinde, die ein Gewerbesteuerauf-
kommen erzielt, dass sie vom Brut-
toaufkommen mehr Nettoeinnah-
men behalten kann. In der Summe 
der rheinland-pfälzischen Gemein-
den kostete die Erhöhung der Ge-

2. Rechenschritt:	 25	 x	 29	 =	 725

	 Bruttoaufkommen in Euro		  10.000		
	       Hebesatz in v. H.		  400		
1. Rechenschritt: = = 25

werbesteuerumlage in diesem Jahr 
etwa 166 Millionen Euro. Für das 
nächste Jahr ergibt sich aufgrund 
der Gewerbesteuerentwicklung ei-
ne rechnerische Entlastung der Ge-
meinden um 169 Millionen Euro.

Um die entsprechende Verbesse-
rung für den Haushalt der eigenen 
Gemeinde auszurechen, muss das 
Bruttoaufkommen der Gewerbe-
steuer der Gemeinde in einem ersten 
Rechenschritt durch den tatsächli-
chen Hebesatz der Gemeinde geteilt 
werden. Das Ergebnis muss dann in 
einem zweiten Rechenschritt mit 29 
malgenommen werden und ergibt 
den Entlastungsbetrag in Euro. In 
dem folgenden Rechenbeispiel ist 
die Haushaltsverbesserung für eine 
kleine fiktive Ortsgemeinde durch-
gerechnet: (siehe Grafik unten)

Die Gemeinde mit einem Bruttoauf-
kommen in Höhe von 10.000 Euro 
hätte somit zunächst eine Haus-
haltsverbesserung durch die ver-
ringerte Gewerbesteuerumlage im 
Jahr 2020 in Höhe von 725 Euro. 
„Zunächst“ deshalb, weil die 725 
Euro im Jahr 2021 bzw. im Jahr 2022 
im kommunalen Finanzausgleich in 
die Grundlagen für die Verbandsge-
meinde- und die Kreisumlage ein-
gerechnet werden. Diese Einrech-
nung erfolgt quartalsweise nach 
dem jeweiligen Bruttoaufkommen. 
Die Bruttoaufkommen des I. bis III. 
Quartals 2020 werden in die Umla-
gegrundlagen für die Verbandsge-
meinde- und die Kreisumlage des 
Jahres 2021 eingerechnet, und das 
IV. Quartal 2020 wird im kommu-
nalen Finanzausgleich 2022 berück-
sichtigt.

Den Gemeinden wird deshalb schon 
heute empfohlen, auf die Umlage-
sätze der Verbandsgemeinde des 
Jahres 2021 und des Jahres 2022 
sowie ebenso auf die Umlagesätze 
des Landkreises des Jahres 2021 und 
des Jahres 2022 zu achten. Ein ent-
sprechender SGK-Newsletter wird 
dann im Herbst 2020 und Herbst 
2021 rechtzeitig verschickt werden.

Nico Steinbach� Foto: SGK

Seminare mit praxisnahen 
Inhalten gefragt
Angebote der SGK und SPD Rheinland-Pfalz werden 
auch im nächsten Jahr fortgesetzt

Autorin Lisa Vogel

Mit rund 250 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern war die Seminarreihe 
unter dem Titel „Rechte und Pflich-
ten von kommunalen Räten“ ein vol-
ler Erfolg. Um der weiterhin hohen 
Nachfrage nach praxisnahen Inhal-
ten und konkretem Fachwissen ge-
recht zu werden, hat die SGK Rhein-
land-Pfalz nun in Kooperation mit 
dem SPD-Landesverband zusätzliche 
Seminartermine angeboten. 

Diesmal beschäftigten sich die Veran-
staltungen mit spezielleren Fragestel-
lungen der kommunalen Ratsarbeit: 
So konnten sich Interessierte rund 
um kommunale Finanzen informie-
ren. Wie erhalte ich einen Überblick 
über kommunale Einnahmen und 
Ausgaben? Und wie stelle ich einen 
Haushaltsplan auf? Antworten lie-
ferte hier Fachreferent Andreas Wa-
genführer, der als Volkswirt über 
umfangreiche Kenntnisse in diesem 
Bereich verfügt. Bei den beiden Ter-
minen in Trier und in Pirmasens konn-
te zudem auch auf die individuellen 
Fragen der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer eingegangen werden. 

Für junge Ratsmitglieder
Speziell auf junge Ratsmitglieder 
war zudem ein weiteres Veranstal-

tungsangebot zugeschnitten: Tipps 
und Tricks für eine strategisch klu-
ge Ratsarbeit gab SGK-Fachberater 
Fabian Kirsch, Direktor des Städte-
tages Rheinland-Pfalz, den Interes-
sierten mit auf den Weg. Ob es Fra-
gen rund um die Beeinflussung der 
Tagesordnung oder den Umgang 
mit anderen Parteien und Anträgen 
waren, besonders erstmalig ge-
wählte kommunale Ratsmitglieder 

konnten von praxisnahem Wissen 
profitieren. 

Auch in Zukunft sollen vielfältige, 
praxisnahe Seminarangebote für Mit-
glieder von SGK und SPD bereitste-
hen. Aktuell läuft daher bereits die 
Vorbereitung neuer Weiterbildungs-
programme für Anfang 2020. Dann 
sollen sich mehrere Seminare unter 
anderem mit dem Thema der kom-
munalen Baulandplanung beschäfti-
gen. Darüber hinaus soll die Bildungs-
arbeit direkt vor Ort weiter gestärkt 
werden, sodass auch Eigeninitiativen 
der SGK-Regionalverbände willkom-
men sind. Unterstützung bietet die 
Landes-SGK gerne bei der Vermitt-
lung kompetenter Fachreferenten so-
wie bei der Übernahme einer Unkos-
tenpauschale für Seminare.

Durchweg gut besucht waren die Fortbildungsseminare, die die SGK und die SPD Rheinland-
Pfalz gemeinsam gestaltet hatten.� Foto: Petra Janson-Peermann
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Die Arbeitsgemeinschaft 60 plus in der SPD traf sich bei ihrer Klausurtagung mit dem SGK-Landesgeschäftsführer Nico Steinbach (obere Reihe 
rechts) zum Gedankenaustausch über die Bildung von Seniorenbeiräten.� Foto: SPD

Das große Potenzial der älteren  
Generation nutzen
Landesseniorenvertretung ist Sprachrohr und Impulsgeber. Seniorenbeiräte in 
den Kommunen bilden. Wille zur Mitgestaltung. Broschüre gibt Tipps 
und Anregungen

Autor Wolfgang Kröhler

Unsere Gesellschaft wird immer älter. 
Fortschritte in der Medizin und ein 
bewussterer Umgang mit dem Körper 
lassen die Lebenserwartung immer 
weiter steigen. Auch wenn die aktuel-
le Diskussion im Zusammenhang mit 
dem Altern von der Diskussion um 
steigende Pflegezahlen und Unter-
bringung in Pflegeheimen bestimmt 
wird, sollte man eines nicht vergessen: 
Die heutige ältere Generation ist so 
vital und aktiv wie noch nie. Wer ins 
Rentenalter eintritt, wird schon lange 
nicht mehr automatisch aufs Abstell-
gleis abgeschoben – im Gegenteil: Die 
Seniorinnen und Senioren in unserem 
Land sind ein wichtiger Bestandteil 
des gesellschaftlichen Zusammenle-
bens. Die Bedeutung dieser Perso-
nengruppe wird in Rheinland-Pfalz 
von der Landesseniorenvertretung 
repräsentiert. Sie ist praktisch das 
Sprachrohr und die Interessenvertre-
tung der älteren Generation. Vor et-
wa zwei Jahren wurde ein Handbuch 
herausgegeben, das dazu ermuntert, 
in den Kommunen Seniorenbeiräte zu 
gründen. 

In einem Vorwort dieser Broschü-
re schreibt die rheinland-pfälzische 

Sozialministerin Sabine Bätzing-
Lichtenthäler, dass die Teilhabe und 
Mitgestaltung in allen Lebensphasen 
bedeutend sei. „Da, wo wir zu Hause 
sind, das Gemeinwesen mit zu entwi-
ckeln und sich zu engagieren, fördert 
Verbundenheit und stärkt die Ge-
meinschaft vor Ort“. Kommunale Se-
niorenbeiräte seien eine in den Kom-
munalordnungen von Rheinland-Pfalz 
verankerte Form der Mitgestaltung. 
1989 hätten sich die ersten Senioren-
beiräte in Rheinland-Pfalz gebildet, 
2003 sei ihre Beteiligung in der Ge-
meindeordnung und in der Landkreis-
ordnung von Rheinland-Pfalz gesetz-
lich verankert worden. Seit November 
2017 habe die Landesseniorenver-
tretung Rheinland-Pfalz e.V., der Zu-
sammenschluss der Seniorenbeiräte 
in Rheinland-Pfalz, mit dem Projekt 
„Seniorenbeiräte stärken“ die bisheri-
ge Arbeit der kommunalen Senioren-
beiräte analysiert, Leitlinien und Ver-
besserungsvorschläge erarbeitet und 
Best-Practice-Beispiele festgehalten. 
Das Handbuch verdeutliche, welch 
großes Potenzial das Engagement äl-
terer Menschen in Seniorenbeiräten 
habe. „Sie zeigen den Willen zur Mit-
gestaltung und beschreiben den gro-

ßen Wert dieser Form der politischen 
Teilhabe älterer Menschen“, stellt die 
Ministerin fest. Seniorenbeiräte ent-
wickelten vor Ort neue Projekte, seien 
in Sprechstunden Ansprechpartner für 
die ältere Generation, veranstalteten 
Seniorentage und vermittelten in In-
formationsveranstaltungen praktische 
Hinweise zu allen Fragen des Alterns.

„Seniorinnen und Senioren sind auf 
Grund ihrer Lebenserfahrung Exper-
ten und deshalb Gesprächspartner 
für Themen des Älterwerdens und 
Altseins. Seniorenvertretungen (Se-
niorenbeiräte und Seniorenräte) kön-
nen dazu beitragen, dass sich Frauen 
und Männer der älteren Generation 
an der Gestaltung des Gemeinwe-
sens aktiv beteiligen“, sagt auch der 
Vorsitzende der Landesseniorenver-
tretung, Herman-Hartmut Weyel, der 
frühere Mainzer Oberbürgermeister. 
Gleichzeitig stärke das Engagement 
die Eigeninitiative und eine positive 
Lebenseinstellung älterer Menschen. 
Aufgabe der Seniorenbeiräte sei es 
auch, sich dafür einzusetzen, dass 
Lebenschancen der Älteren und Zu-
kunftschancen der Jüngeren nicht 
gegeneinander ausgespielt würden. 

„Sie suchen den Dialog mit anderen 
Generationen und sensibilisieren die 
Öffentlichkeit für die Situation älterer 
Mitbürger und Mitbürgerinnen“, stellt 
Weyel fest.

In über 100 Kommunen in Rheinland-
Pfalz sind mittlerweile Seniorenbei-
räte installiert, in den meisten Fällen 
von Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten initiiert. Nach den Kom-
munalwahlen in diesem Jahr besteht 
in den neuen Räten die Gelegenheit, 
überall dort, wo es noch Handlungs-
bedarf gibt, das Thema aufzugreifen. 
Wie man dabei vorgeht, welche Ziele 
man verfolgen will und wie man die 
ältere Generation in die Entschei-
dungsprozesse einbinden kann, über 
all diese Fragen gibt es Antworten im 
Handbuch der Landesseniorenvertre-
tung. Nachfolgend Auszüge aus der 
Broschüre:

Pfeiler des Gemeinwesens
Ältere Menschen wollen ein selbst-
bestimmtes Leben führen. Sie wol-
len mitgestalten, ihre Kompetenzen, 
Netzwerke und Erfahrungen aus der 
langen Zeit von Berufs- und Familien-
leben einbringen und weitergeben. 
Sie sind neugierig, Neues zu lernen, in 
Kontakt mit Jung und Alt Erfahrungen 
zu machen und neue Aufgaben mit-
zugestalten. Ältere Menschen bringen 
sich ein, gestalten vor Ort Gemein-
schaft mit und sind mit ihren reichen 
Erfahrungen ein wichtiger Pfeiler ei-
nes demokratischen Gemeinwesens. 
Freiwilliges Engagement begleitet das 
Leben vieler Männer und Frauen im 
Land. Davon ist keine Altersgruppe 
ausgeschlossen. 

Freiwillig Engagierte haben nachge-
wiesen mehr Kontakte zu anderen 
Lebenswelten als ihre Altersgenossen. 
Ob es der Kontakt zum Elternbeirat ist, 
der sich um die Sicherheit der Schul-
wege kümmert oder der Kontakt zu 
Vorlesepaten, die sich im Kindergar-
ten engagieren: Sie können ihre viel-
fältigen Kompetenzen und Erfahrun-
gen und ihr Netzwerk einbringen. Mit 
dem Engagement erweitern sich der 
eigene Horizont und die Erfahrungen. 
So entsteht eine breite Teilhabe am 
modernen Leben. Ältere Menschen 
wollen die Gesellschaft mitgestalten 
und Verantwortung übernehmen.  

Rheinland-Pfalz hat zurzeit über 100 
Seniorenvertretungen. Sie arbeiten 
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„ Die Bekämpfung von Rechts extremismus ist 
nach wie vor ein aktuelles und zentrales  Thema. 
Wer den ,blick nach rechts‘ regelmäßig liest, 
erkennt die aktuellen Gefahren von Rechtsaußen 
und kann sachkundig argumentieren.“ 
 
Schirmherrin Ute Vogt

Weitere Informationen im Netz: www.bnr.de

Anzeige

ehrenamtlich, sind parteipolitisch 
unabhängig und setzen sich für die 
Verbesserung der Lebensverhältnis-
se ein. Sie kennen sich vor Ort und 
in der Region aus. Sie werden von 
der Bevölkerung als Ratgeber wahr-
genommen. Sie vertreten die älteren 
Menschen und deren Interessen in 
den Gremien der kommunalen Selbst-
verwaltung und in der Gemeinschaft 
vor Ort. Sie nehmen die Anliegen der 
älteren Bevölkerung ernst, greifen sie 
auf, suchen mit der Verwaltung nach 
Lösungen und bleiben am Ball. Sie in-
formieren sich und die Bevölkerung zu 
wichtigen Themen älterer Menschen 
und fördern so die Willensbildung. 
Sie erarbeiten Positionen und fassen 
Beschlüsse zu wichtigen Themen. Sie 
greifen die Rechte älterer Menschen 
auf und prüfen deren Umsetzung 
auch in stationären Einrichtungen. Se-
niorenvertretungen sorgen für Verän-
derungen im Gemeinwesen, die allen 
zugutekommen. Dazu gehören zum 
Beispiel: Barrierefreiheit, Sitzmöbel im 
öffentlichen Raum, gute Pflege vor 

Ort, Dienstleistungen und Infrastruk-
tur im ländlichen Raum, Verbesserung 
des ÖPNV und Bekämpfung von Dis-
kriminierung in der Gesellschaft. Viele 
Projekte gehen auf die Initiative von 
Seniorenvertretungen zurück und 
werden auch von ihnen umgesetzt. 
Dazu gehören: Repaircafes, Bürger-
busse, Nachbarschaftsinitiativen, 
Hausaufgabenhilfe, Lesepatenschaf-
ten und vieles mehr. Zwei Senioren-
vertretungen sind auch Botschafter 
für landes- und bundesweite Themen 
und Projekte wie zum Beispiel bei den 
„Silver Surfern“, „Ich bewege mich – 
mir geht es gut“, Wohnberatern und 
Digitalbotschaftern.

Breite Themenvielfalt
Seniorenvertretungen haben Kontakt 
zur älteren Bevölkerung, sind Anlauf-
stelle für deren Belange (Sprechstun-
den, Veranstaltungen, Seniorentage, 
regelmäßige Befragungen im Amts-
blatt) und sind offen für Anregungen. 
Sie informieren sich gründlich und 
stehen im Austausch mit Kommunen 

und ihren Ausschüssen: Ob es der So-
zial-, Bau-, Wirtschafts-, Kultur- oder 
Verkehrsausschuss ist, ob der Beirat 
für Migration und Integration, der 
Beirat für Menschen mit Behinderung, 
der Gesundheits-, Psychiatrie- oder 
Jugendbeirat, der kriminalpräventive 
Rat oder ob es andere kommunale 
Gremien sind, Seniorenvertretungen 
müssen beteiligt werden. Sie bringen 
wertvolle Erfahrungen ein, kennen die 
Lage vor Ort, arbeiten konstruktiv an 
Lösungen und kommunizieren diese.
 
Aktuelle Themen, die Seniorenvertre-
tungen bearbeiten, sind: Teilhabe äl-
terer Menschen an der Digitalisierung 
und Nutzung der neuen Medien, An-
gebote für die Vorbereitung auf den 
Ruhestand, formelle und informelle 
Bildungsangebote, Begegnung und 
Geselligkeit, um Einsamkeit zu ver-
meiden, Verbraucherschutzinformati-
onen. Themen, die Seniorenvertretun-
gen in kommunalen Gremien aufgrei-
fen: altersgerechter und bezahlbarer 
Wohnraum, Pflegesituation in der Ge-

meinde und Region, neue Wohn- und 
Pflegeformen, Dorf- und Stadtleben 
aktiv mitgestalten, Versorgung mit 
Lebensmitteln, Ärzten und Apothe-
ken, Mobilität und Barrierefreiheit im 
öffentlichen Raum, Bekämpfung der 
Armut, Bewegungsangebote in Verei-
nen und im öffentlichen Raum.

Gremien und Organisationen, die sich 
auch um die Belange der älteren Men-
schen kümmern und mit denen Seni-
orenvertretungen zusammenarbeiten: 
Kriminalpräventiver Rat, Demenz-
netzwerk, Regionale Verkehrswacht, 
Volkshochschule und Volksbildungs-
werk, Gewerkschaften und Kirchen, 
Lokale Bündnisse für Familien, Quar-
tiersgremien, Gremien gegen Diskri-
minierung und für Vielfalt, Mehrge-
nerationenhäuser, Arbeitskreis Sport, 
Psychosozialer Arbeitskreis. Oft ist 
es sinnvoll, gemeinsam mit diesen 
Organisationen und Gremien Veran-
staltungen zu organisieren. Senioren-
vertretungen sind Kümmerer für die 
Anliegen der älteren Generation.
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Rahmenbedingungen 
Notwendige Rahmenbedingungen 
für gute Arbeit von Seniorenvertre-
tungen: 
– Wahl des/der Vorsitzenden aus der 
Mitte des Seniorenbeirats
– Einbindung der Seniorenvertretung 
in die Entscheidungsfindung des Ra-
tes bei allen Vorhaben, die Senioren/
innen betreffen 
– Teilnahme von Mitgliedern der 
Seniorenvertretungen an Rats- und 
Kreistags- und Fachausschusssitzun-
gen mit Rede- und Antragsrecht, 
soweit Senioren und Seniorinnen 
betroffen sind 
– die Seniorenvertretungen erstellen 
ihren Jahresbericht, den der Rat und 
die Verwaltung diskutieren und be-
raten 
– Vertretungen der Verwaltung sol-
len an den Sitzungen der Senioren-
vertretungen teilnehmen
– Benennung einer festen, unterstüt-

zenden und beratenden Anlaufstelle 
in der Verwaltung
– Bereitstellung entsprechender 
Büroräume mit der dazugehörigen 
Infrastruktur für die Seniorenvertre-
tung 
– Budget für die Arbeit der Senioren-
vertretungen 
– Versicherungsschutz für Mitglie-
der der Seniorenvertretungen für ihr 
ehrenamtliches Engagement in der 
Kommune.

Die Arbeit sichtbar machen 
Gutes tun und darüber reden: Das 
heißt, regelmäßige Berichterstattung 
über Ideen, Aktionen und Beschlüsse 
in den örtlichen Medien, insbeson-
dere im Amtsblatt. Eigener Flyer und 
aktuelle Internetseite sind wichtig 
für die Arbeit der Seniorenvertretun-
gen. Im Selbstverwaltungsbereich 
sollten regelmäßige Gespräche mit 
Bürgermeister/innen, Dezernent/in-

nen und Fraktionen stattfinden, um 
Positionen der Seniorenvertretung 
deutlich zu machen. Die Senioren-
vertretung tagt öffentlich: Sitzungen 
in der Bibliothek, der Seniorenbe-
gegnungsstätte, in der Altenpflege-
einrichtung, im Museum, im Pfarr-
gemeindesaal und Sportlerheim ma-
chen die Seniorenvertretung vor Ort 
schnell bekannt.

Anlässlich der Klausurtagung der 
Arbeitsgemeinschaft 60plus des 
SPD-Landesverbandes Rheinland-
Pfalz im Oktober war auch unser 
SGK-Landesgeschäftsführer Nico 
Steinbach, MdL, vor Ort, um die 
lange Forderung nach der „verpflich-
tenden Implementierung von Seni-
orenbeiräten“ in den hauptamtlich 
geführten Gebietskörperschaften in 
Rheinland-Pfalz zu diskutieren. Die 
Forderung der SPD-Senioren wurde 
„heiß“ diskutiert, sieht doch die SGK 

die verpflichtende Regelung sehr 
kritisch. Gleichwohl werden die Leis-
tungen und das Engagement vieler 
Seniorenbeiräte positiv bewertet. 
Eine „Verpflichtung“ in der Gemein-
de- und Landkreisordnung lehnte 
der SGK-Geschäftsführer jedoch 
ab, vielmehr sollen die Verantwort-
lichen in den Kommunen auf die 
örtlichen Gegebenheiten individuell 
reagieren und entscheiden. Die SGK 
unterstützt jedoch ausdrücklich die 
Einführung und auch die Arbeit der 
örtlichen Seniorenbeiräte und möch-
te mit diesem Beitrag und weiteren 
Informationsmaßnahmen die SPD-
Ratsfraktionen im Land anhalten, 
sich mit der Einführung eines sol-
chen Gremiums zu befassen.

Kontakt: LandesSeniorenVertretung 
Schillerstraße 2, 55131 Mainz, 
info@landesseniorenvertretung-rlp.de, 
www.landesseniorenvertretung-rlp.de

Neue Geschäftsstelle der SGK-Rheinland-Pfalz
Die Geschäftsstelle der SGK Rhein-
land-Pfalz ist umgezogen: Vom 
seitherigen Domizil im Jockel-Fuchs-
Haus in der Mainzer Klarastraße 
haben wir mittlerweile als Unter-
mieter des SPD-Landesverbandes 
Rheinland-Pfalz im Proviantamt 
neue Räumlichkeiten gefunden, nur 
ein paar Straßenzüge weiter von der 
alten Geschäftsstelle. Die Umzugs-
kartons sind schon ausgepackt und 
wir haben uns am neuen Standort 
eingerichtet.

Die neue Unterkunft befindet sich 
in durchaus historischen Gemäuern. 
Mit seinen 5.000 Quadratmetern ist 
das Proviantamt einer der wenigen 
noch erhaltenen Militärbauten aus 
der Ära des Deutschen Bundes. Ein 
vergleichbares preußisches Maga-
zin gibt es in Deutschland nur noch 
in Minden. Bereits 1860 reiften die 
Pläne für einen neuen Getreide-
speicher mit einer dazugehörigen 
Kriegsbäckerei. Beides schien auf-
grund der großen Zahl der in Mainz 
stationierten Soldaten erforderlich. 
Doch schon ein Jahr später kam Un-
sicherheit wegen der hohen Baukos-
ten auf, und so wurde kurzerhand 
die Höhe der Geschosse auf acht 
Fuß reduziert. Leider sollte dadurch 

das Bauwerk nicht billiger werden. 
Nicht zuletzt die Tonnengewölbe 
mit ihren auffälligen Kappendecken 
trieben die Preise enorm in die Hö-
he. Nach vier Jahren Bauzeit wurde 
der Magazinbau schließlich 1867 im 
Garten des Schönborner Hofes fer-
tig gestellt, doch militärisch genutzt 
wurde er nie.

Im neuen Büro der SGK Rheinland-Pfalz hat sich Sekretärin Gabriele Vogelsgesang bereits ein-
gerichtet. Sie ist immer dienstags und donnerstags erreichbar.� Foto: SGK Rheinland-Pfalz 

In historischen Gemäuern im Mainzer Proviantmagazin ist die neue Geschäftsstelle der SGK-
Rheinland-Pfalz untergebracht.� Fotos (2): SGK

Und hier unsere  
neue Adresse seit dem  
1. Oktober 2019:

Romano-Guardini-Platz 1, 
55116 Mainz 
(Rückseite Restaurant Proviantamt, 
1. OG)

Bürozeiten: 
Dienstag und Donnerstag
(Sekretariat Gabriele Vogelsgesang)

Wir sind unter  
neuer Rufnummer zu erreichen: 
Tel. 06131/2706180 sowie 
Fax 06131/2706183 

E-Mail: sgk-rlp@t-online.de
www.sgk-rlp.de


